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folgt nicht der unmittelbare Weg zum Kommunismus, son­
dern die langandauernde Gestaltung des Sozialismus, um alle 
Vorzüge und Triebkräfte dieser Gesellschaftsordnung voll zur 
Geltung zu bringen. „Bevor die kommunistischen'Ideale auf 
die Tagesordnung gesetzt werden können, müssen die sozia­
listischen Ideale voll verwirklicht sein.“34

Daraus ergibt sich auch eine neue Sicht auf den Staat. 
Staat und Staatsapparat bestehen im Sozialismus nicht nur 
aus äußeren Gründen für lange Zeit fort. Ausbeutung und 
Klassenantagonismus sind weggefallen, aber bei dem heuti­
gen Stand der Produktivkräfte entspricht dem gesellschaft­
lichen Eigentum eine Sozialstruktur mit sozialen Unter­
schieden32, mit Interessenwidersprüchen, wobei die aktuellen 
gesellschaftlichen Interessen jeweils verbindlich staatlich de­
finiert werden müssen. Der Staat ist nicht nur erforderlich, 
um das Leistungsprinzip zu gewährleisten, er muß die für die 
Entwicklung der Gesellschaft erforderliche Zentralisierung 
des Mehrprodukts sichern. Der sozialistische Staat ist als 
politisches Zentrum der von der Partei der Arbeiterklasse 
geführten Gesellschaft deshalb notwendig auch ökonomisches 
Zentrum; seine Organe üben, soweit sie entsprechende Auf­
gaben erfüllen, ohne ihren politischen Charakter im gering­
sten aufzugeben, zugleich produktive Tätigkeit aus.33

Die Verantwortung des Staates nimmt mit der wissen­
schaftlich-technischen Revolution noch zu, damit die schöpfe­
rischen Potenzen des Sozialismus hier im Wettkampf der 
Systeme voll in die Waagschale geworfen werden können. 
Die wissenschaftlich-technische Revolution und die mit ihr 
verbundenen Innovationen können auf der Grundlage des 
gesellschaftlichen Eigentums nur gemeistert werden, wenn 
ein Strukturwandel durch grundlegende politische Entschei­
dungen fixiert und in seinen Konsequenzen und Verflech­
tungen national und international abgesichert wird. Die 
grundlegenden ökonomischen Prozesse müssen fest in der 
Hand des Staates bleiben.34

Gerade die Einsicht in die Notwendigkeit und Unentbehr­
lichkeit des sozialistischen Staates, seines Apparates, und 
damit auch die Überwindung seiner Charakterisierung als 
„nicht-eigentlich“ im Sinne der Pariser Kommune35 ist 
Grundlage neuer Fragestellungen zur sozialistischen Demo­
kratie. Die demokratischen Bedürfnisse der Arbeiterklasse 
und der anderen Werktätigen, die Lenins Arbeit „Staat und 
Revolution“ zugrunde lagen und in der Oktoberrevolution 
zum Ausdruck kamen, beziehen sich heute nicht mehr auf 
den bürgerlichen Staat, sondern auf den e i g e n e n  Staat, 
auf einen Staat, der — wie es im Programm der SED heißt — 
„die Interessen des ganzen Volkes vertritt“ 36

Bei der sozialistischen Demokratie geht es um das dia­
lektisch widersprüchliche Verhältnis der Massen zum eigenen 
Staat, um ihren Einfluß auf die Definition der aktuellen 
gesellschaftlichen Interessen, um die Nutzung vielfältiger 
vorhandener und um die Prüfung neuer Formen zur Ge­
staltung dieses Verhältnisses, um die Entwicklung der poli­
tischen Kultur. Die sozialistische Demokratie ist ein wichtiger 
Quell der Stärke der sozialistischen Ordnung, der Autorität 
des Staates. Sie erhöht das Vertrauen der Bürger zum Staat, 
die politische Stabilität; sie ist nicht zuletzt ein Mittel zur 
Auseinandersetzung mit bürokratischen Erscheinungen. „Die 
weitere Entfaltung und Vervollkommnung der sozialistischen 
Demokratie“ wurde deshalb als Hauptrichtung der Entwick­
lung der sozialistischen Staatsmacht charakterisiert.37 Es 
wurde gefordert, „die Rolle der Volksvertretungen als ge­
wählte Machtorgane zu erhöhen und die Werktätigen noch 
umfassender in staatliche und gesellschaftliche Entscheidungs­
prozesse einzubeziehen,... zentrale staatliche Leitung und 
örtliche Initiative eng zu verbinden“.33

Mit der Entwicklung der Sozialismustheorie, der Staats­
theorie ist notwendig auch eine Neubewertung des Rechts 
verbunden. War in „Staat und Revolution“ das Recht als 
„bürgerliches“ Recht noch Bestandteil der zweiten, unter­
geordneten Argumentationslinie, so ist heute ganz deutlich 
geworden, daß der Sozialismus als eigenständige Gesell­
schaftsordnung auf eigenen Grundlagen des Rechts bedarf, 
daß dessen Charakterisierung als „bürgerlich“ gleich der ent­
sprechenden des Leistungsprinzips von der Gegenüberstellung 
„bürgerlich“ — „kommunistisch“ ausging. Damit ist auch

eine Aufwertung der subjektiven Rechte verbunden. Die 
Tatsache, daß die Rolle der Individualität der Mitglieder 
der Gesellschaft auf dem XI. Parteitag der SED so betont 
wurde, sollte uns Veranlassung sein, jegliche Reste früherer 
Abwertung subjektiver Rechte zu überwinden.39 Gerade die 
Anforderungen der wissenschaftlich-technischen Revolution 
an das Schöpfertum werden uns hier vor neue Fragen stellen. 
Es ist Aufgabe der Juristen, immer wieder deutlich zu 
machen, daß die Spezifik des Rechts, die mit ihm notwendig 
verbundene Festlegung exakter Rechte und Pflichten und 
deren notfalls zwangsweise Durchsetzung, daß juristische 
Formen und Verfahren nicht mehr als Hemmnis, als Über­
bleibsel der Vergangenheit, sondern als Voraussetzung der 
erfolgreichen Gestaltung des Sozialismus, ja als Bestandteil 
der Kultur angesehen und geachtet werden müssen.

Die Länder der sozialistischen Staatengemeinschaft haben 
sich Großes vorgenommen bei der Gestaltung des Sozialis­
mus, bei der Durchführung dessen, was im Parteiprogramm 
der SED für die DDR als „historischer Prozeß tiefgreifender 
politischer, ökonomischer, sozialer und geistig-kultureller 
Wandlungen“ bezeichnet wurde40 und von dem in entschei­
dendem Maße „die Anziehungskraft des Sozialismus, die 
Festigung seiner internationalen Position“ abhängt.44 Damit 
setzen sie gemeinsam, voneinander lernend, entsprechend 
ihren jeweiligen nationalen Bedingungen das Werk fort, das 
mit der Oktoberrevolution begann und von Lenins „Staat 
und Revolution“ eingeleitet wurde.
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